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AKTUELL

L’intégration par le travail reste difficile

(esther fernandes villela) - Le Centre d’étude et de formation 
interculturelles et sociales, le Cefis, a présenté ce mercredi son 
étude sur le travail et l’intégration des migrants. Le bilan de ces 
recherches a révélé à travers divers points combien l’emploi est un 
facteur clé de l’intégration. Les résultats sont issus d’une enquête 
réalisée auprès des salariés, employés, indépendants, immigrants… 
Parmi les améliorations proposées, on retrouve « la simplification 
des démarches administratives en matière d’accès au territoire 
et au travail » ou encore « la reconnaissance publique de la 
contribution socioéconomique et culturelle des migrants à la société 
luxembourgeoise ». Dans l’ensemble, ce travail de recherche met en 
lumière les difficultés que présente la migration et vise une activation 
des différentes structures susceptibles d’apporter des changements 
pour une vie professionnelle et sociale plus imbriquée. Une table 
ronde a suivi la présentation, et s’il n’y a rien à redire à propos de 
l’étude, il est tout à fait déplorable que divers participants ne se soient 
attardés que sur des questions superficielles. C’est à se demander si 
ces derniers ont jamais engagé le dialogue avec des migrants. 

Schutz verwehrt

(da) - 94 Menschen haben im Januar 2014 in Luxemburg einen Antrag 
auf internationalen Schutz gestellt. Im Jahr 2013 hatten insgesamt 1071 
Menschen einen solchen Antrag gestellt. Bei den Herkunftsländern 
dominiert im Januar 2014 der Balkan: An erster Stelle kommt 
Montenegro mit 20 Schutzsuchenden, gefolgt vom Kosovo, Albanien 
und Bosnien-Herzegowina mit jeweils zwölf. An fünfter und sechster 
Stelle stehen Nigeria und Algerien mit sieben und fünf Anträgen, 
aus Syrien und aus Libyen kommen jeweils drei AntragstellerInnen. 
86 Personen wurde der internationale Schutzstatus verwehrt, bei 35 
wurde auf „Nichtzuständigkeit“, in einem Fall auf „Unzulässigkeit“ 
verwiesen. Insgesamt 14 Personen dürfen in Luxemburg bleiben. 37 
Menschen wurden im Januar 2014 „freiwillig“ abgeschoben, 36 davon 
in Balkanstaaten, einer nach Weißrussland. 18 Personen wurden „in 
Anwendung der Dublin-II-Verordnung“, die jedem Asylsuchenden 
nur einen Asylantrag innerhalb der Europäischen Union zugesteht, 
in „sichere Drittländer“ abgeschoben. Fünf Menschen wurden nach 
Italien abgeschoben. In Deutschland hatte das Verwaltungsgericht 
Braunschweig im Oktober 2013 entschieden, dass Abschiebungen nach 
Italien wegen „systemischer Mängel“ unzulässig seien. Drei Personen 
wurden nach Ungarn ausgewiesen, wobei das UNHCR immer wieder 
hervorhebt, dass dort keine fairen Asylverfahren zu erwarten sind.

Claude Turmes: Von Europamüdigkeit keine Spur

(rg) - Fast fünfzehn Jahre nachdem er zum ersten Mal seinen Fuß 
ins EU-Parlament setzen konnte, hat Claude Turmes vor, sich einer 
dritten Wiederwahl zu stellen, der kaum etwas im Wege stehen 
dürfte. Spannend ist allenfalls die Frage, ob erneut der Restsitz an 
die CSV fällt, oder ob diesmal eine der drei Gambia-Parteien die 
Nase vorn hat und ein zweites Mandat dazu gewinnt. Wer Chancen 
hätte Claude Turmes nach Brüssel zu begleiten, falls es den Grünen 
gelingen sollte, ein solches zweites Mandat zu erlangen, erfahren 
wir am Samstag, wenn die Partei u.a. ihr Europaprogramm und 
ihre Europaliste verabschieden wird. Im Vorfeld hat Claude Turmes 
Bilanz gezogen und in einem „toutes boîtes“ dargelegt, was ein 
einzelner Abgeordneter erreichen kann, sofern er „europaweit mit 
fortschrittlichen Kräften“ vernetzt ist.  Mit Beispielen aus den Bereichen 
Fischerei, Jugendarbeitslosigkeit, Bankenregulierung, Datenschutz 
und Energie erläutert Turmes, wo er und seine grünen KollegInnen 
im Parlament Fortschritte erzielen konnten. Was die zukünftige 
Zusammensetzung des Parlamentes anbelangt, hält der Luxemburger 
Grüne eine Mehrheit links von der Mitte nicht für unwahrscheinlich, 
und auch eine Stärkung der Linken passe in diese Strategie: In umwelt- 
und gesellschaftspolitischen Fragen lägen Grüne und Linke im EU-
Parlament ohnehin vielfach auf gleicher Wellenlänge.

SHORT NEWS

LIBERALISIERUNG

Ein Monster
David Angel

Im europäischen Parlament 
wurde diese Woche das vierte 
Eisenbahnpaket beschlossen, 
das bis 2019 eine weitgehende 
Liberalisierung des europäischen 
Schienenverkehrs vorsieht. Dabei 
belehrt uns die Geschichte eigentlich 
eines Besseren.

„Liberalisiert endlich“ hieß es im 
Lëtzebuerger Journal am Dienstag. Pa-
trick Welter lobte darin das sogenann-
te vierte Eisenbahnpaket, mit dem 
sich das Europaparlament am selben 
Tag in erster Lesung auseinandersetz-
te. „Damit wird den alten Staatsmo-
nopolisten die Möglichkeit entzogen, 
ihre Vorrangstellung zu verteidigen“ 
konnte man lesen und „Wo die neu-
en Bahnen zum Zug kommen, ma-
chen sie es gut.“ Nach den ersten drei 
Eisenbahnpaketen, durch die der in-
ternationale Personenverkehr bereits 
größtenteils liberalisiert wurde, sieht 
das vierte Paket vor, den gesamten 
Schienenpersonenverkehr in den EU-
Mitgliedsstaaten zu vereinheitlichen 
und zu liberalisieren. Einheitliche 
Schienensysteme, eine zentrale Fahr-
zeuggenehmigung für alle Mitglieds-
staaten, ein einheitliches Ticketing- 
System bis 2019, das ist der eine Teil 
des Gesetzespakets. Der andere Teil 
sah die Zwangstrennung von Netz 
und Betrieb vor, welche vom euro-
päischen Parlament in der Form ab-
gelehnt wurde. Damit hätte sich ein 
Unternehmen etwa um die Perso-
nen- und Warenbeförderung geküm-
mert, ein anderes um die Schienenin-
frastruktur. Vor allem aber sieht das 
vierte Eisenbahnpaket den Zugang 
aller Anbieter zu den Netzen und die 
europaweite Ausschreibung aller An-
gebote vor. Eine Direktvergabe wie 
bisher soll nicht mehr möglich sein. 

Diese „Marktöffnung“, die den 
„Wettbewerb“ beschleunigen soll, 
wird laut Europäischer Kommissi-
on für „bessere Qualität und mehr 
Wahlmöglichkeiten“ sorgen. Für die 
Gewerkschaften der EisenbahnerIn-
nen, hierzulande Landesverband und 
Syprolux, wird sie die Existenz der 
traditionellen Eisenbahnunterneh-
men gefährden. Am Montag hatten 
sie zu einer Kundgebung vor dem 
hauptstädtischen Bahnhofsgebäu-
de aufgerufen. Während seiner Rede 
warnte Guy Greivelding, Präsident des 
Landesverbands, vor den „negativen 
Effekten“ einer Liberalisierung des 
europäischen Schienenverkehrs. „Wir 
stehen einem Monster gegenüber!“ 

rief er. Für ihn führt eine Marktöff-
nung, wie das europäische Parlament 
sie beschlossen hat, dazu, dass „gute 
und bewährte Strukturen zerstört“ 
werden. Er rief in Bezug auf die kom-
menden Europawahlen dazu auf, „der 
Politik der Liberalisierung öffentlicher 
Dienstleistungen ein Ende zu setzen“. 
Im Anschluss an die Kundgebung be-
setzten TransportarbeiterInnen der 
Gewerkschaften Landesverband und 
Syprolux Gleise und hinderten die 
Züge zehn Minuten lang an der Ab-
fahrt, um symbolisch darauf hinzu-
weisen, was die Konsequenzen einer 
Privatisierung sein könnten: Sicher-
heitsmängel, vernachlässigte, weil 
nicht lukrative Streckenabschnitte 
und vor allem Verspätungen. 

In der Tat gibt die Geschichte den 
GewerkschaftlerInnen Recht, auch 
wenn Patrick Welter vom Journal 
meint, oder in Anbetracht der edito-
rialen Linie seines Blattes wohl mei-
nen muss, eine Liberalisierung der 
Schiene täte Not. Vorreiter in Sachen 
Eisenbahnprivatisierung war Anfang 
der 1990er Jahre Großbritannien. Der 
konservative Premierminister John 
Major privatisierte 1994 die Gesell-
schaft British Rail vollständig. Das 
Unternehmen wurde in 106 verschie-
dene Firmen zerlegt, für die mehr als 
2.000 Subunternehmen arbeiteten. In 
der Folge gab es mehrere tödliche Un-
fälle auf britischen Schienen, von de-
nen mindestens einer, im Jahr 2000, 
auf eine schlampige Instandhaltung 
zurückzuführen war. 2005 veröffent-
lichte die Times Teile einer Studie, 
nach der sich die Summe aller Ver-
spätungen seit der Privatisierung auf 
11.000 Jahre belief. Resultat war, dass 
die Fahrgastzahlen um fast 25 Prozent 
sanken. Auch in Neuseeland wurde 
die Bahn 1993 vollständig liberalisiert 
und für 332 Millionen Euro an private 
Investoren verkauft. Nachdem die In-
frastruktur weitgehend verfallen war 
und Investitionen wie Instandhaltung 
ausgeblieben waren, kaufte der neu-
seeländische Staat die Bahn 2008 für 
665 Millionen Euro zurück und ver-
staatlichte sie wieder vollständig.

Mit Ausnahme der Passage über 
Trennung von Netz und Betrieb 
stimmte das europäische Parlament 
für das vierte Eisenbahnpaket. Jetzt 
müssen noch die Mitgliedsstaaten 
entscheiden. Guy Greivelding hofft 
darauf, dass die Gambia-Koalition die 
„Privatisierung öffentlicher Dienstleis-
tungen zurückweist“.


